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Zur Verordnung der Ministerien des Inuern und der Juſliz 
vom 27. December 1856, betreffend das Verbot der Zerſtückung 
der Hauſer im Konigreiche Böhmen. 


Raimund D. hatte mit den Eheleuten Joſef und Aung F. einen 
Kaufvertrag wegen elner Ruſtikal⸗Wirthſchaftsrealität abgeſchloſſen, 
wornach von der Wirthſchaft cirea 4 Joch ſammt einem unnummerirten 
Häuschen mit Garten abgetrennt werden ſolle. Das Bezirksamt S. 
in Böhmen, in welchem Kronlande der Fall ſpielt, verweigerte im 
Jahre 1856 die Bewilligung zur Abtrennung, well hier eine neue 
Anſiedlung unter dem geſetzlichen Minimalmaße gebildet wurde und 
weil nach der g. h. Entſchließung vom 8. December 1856 (Miniſt.⸗ 
Verordg. v. 27, Dechr. 1856 R.⸗G.⸗Bl. v. 9. 1857 Nr. 1) die 
Theilung der Häuſer nach einzelnen materiellen Beſtaudtheilen, indem 
namlich das Häuschen in Frage als materieller Beſtandtheil der Re⸗ 
alität aufzufaffen fei, verboten erſcheine. 

Im Yahre 1869 wurde von einem der Baciscenten neuerlich ein 
Trennungsgeſuch vorgelegt, und dießmal bewilligte die politiſche Bes 
zirksbehörde nach ſtattgehabter Loralerhebung die Abtrennung der 
Grundstücke im Ausmaße von 4 Joch und die Abtrennung jeues An⸗ 
theiles der Bauparzelle (das Haupthaus der Bauparzelle trägt die 
Rainer 16), auf welcher das mehrerwähnte Häuschen (ein zugebautes 
Häuschen) ſich befindet. Die Bezirkghauptmannſchaft motivirke die be⸗ 
willigende Verfügung damit, daß nach dem Reſultate der Erhebungen 
jener Theil des Hauſes Nr. 16, welcher abgetrennt werden ſolle, 
für ſich ſelbſt beſtehe, factiſch durch den Bau von dem Hauptgebäude 
ſeparirt ſei und mit demſelben in keinem Zufammeuhange ſtehe und 
auf die Abtreunung von Bauflächen und derartigen Zubanten die 
a. h. Entſchließung vom 8. December 1856 keine Anwendung findet. 

Jetzt trat das Merkwürdige ein, daß der andere Paciecent 
ungeachtet des früheren Vertrages die politiſche Treunuugsbewilligung 
nicht gelten laſſen wollte und behauptete, daß die erſte abweis⸗ 
liche Erledigung bereits in Rechtskraft erwachſen fei, und daß ſich 


endlich in Folge der urſprunglichen abweſslichen Erledigung bereite 


neue facliſche und rechtliche Verhältniſſe gebildet hätten, die nicht 
mehr alterirt werden dürften. 

Die recurrendo angegangene Skakthalterei entſchled in zweſter 
Inſtanz, jedoch im Sinne der Gezirkshauptmanuſchaft, und zwar mit 
der Motivirung, daß nach der neuerlichen Erhebung jener Theil des 
Hauſes Nr. 16, deſſen Abtheilung von dem Stammhauſe Nr. 16 
augeftrebt werde, ein für ſich beſtehendes Obleet bilde und mit den 
übrigen Beſtandtheilen des Stanmhauſes nur durch eine gemeinfame 
Zwiſcheumauer verbunden ſei und daß die Gemeinſchaft des Kamins, 
welche zufällig beſtehe, durch eine unerhebliche Bauführung gelöst 
werden könne. Sodann ſprach ſich die Statthalterei dahin aus, daß, 
was die Trennung von Grund und Boden anlange, dieſe Frage mit 
Hinblick auf das Geſetz vom 20. December 1869 gegenſtandslos erſcheine. 

Nunmehr wandte ſich der gekränkte Paeſscenk im Recurswege 
an das Miniſterium des Innern. Dieſes erſuchte das Juſtiz⸗Mini⸗ 
ſterium um deſſen Wohlmeinung. Letzteres äußerte ſich, wie folgt: 

Für die Beurtheilung der aufgeworfenen Fragen ſcheint es vor 
Allem nöthig, die Anwendbarkeit der Verordnung vom 27. December 
1856, R.⸗G.Bl. v. Jahre 1857 Nr. 1 feſtzuſtellen. 

Die Verordnung ſpricht im §. 1 von einer ſolchen Theilung 
eines Haufes, welche die Beſtandtheile desſelben in ihrem Zuſammen⸗ 
hauge beläßt, welche daher nicht eine Einheit in mehrere ſelbſtſtändige 
Einheiten zerlegt. 

Die Grundtheilungsverbote behandeln im geraden Gegentheil 
zu diefem Falle jene Fälle, in denen eine Einheit durch Theilung in 
mehrere ſelbſtſtändige Einheiten zerlegt werden fol. Dieſe Verbote 
ſetzen daher die phyſiſche Theilbarkeit der ihten unterliegenden unbe⸗ 
weglichen Sachen voraus, während jene Verordnung die phyſiſche Un⸗ 
theilbarkeit der Häuſer zur Vorqusſetzung hat. 

Daraus folgt, daß die Grundtheilungsverbote und die Hause 
thellungsverbote ganz verſchledener Natur ſind, ja, daß der Ausdruck 
„Theilung“ in den ſich auf dieſe Gegenſtäude beziehenden Verordnun⸗ 
gen keineswegs denſelben Sinn hat. Die Auwendbarkeit dieſer beiden 
Arten von Vorordnungen wird in einem gegebenen Falle nur dann 
zuſammentreffen, wenn bei einer in Beziehung auf ein Haus beab⸗ 
ſichtigten Aenderung zugleich eine Grundtrennung vollzogen mer» 
den ſoll. 

Wenn man dieß Verhältniß vor Augen hat, dann wird man dem 
Abſatze 5 der Verordnung vom 27. December 1856 nur den Sinn 
beilegen können, daß die Auwendbarkeit der Grundtheilungsverbote 
durch die eben erwähnte Verorduung unberührt bleiben ſollte. Der 
Inhalt dieſes Abſatzes hat demnach keine andere Bedeutung als die 
in den 88. 2 und 4 des für Böhmen erloffenen Landesgeſetzes vom 
20. December 1869 L.⸗G.⸗Bl. Nr. 152 enthaltenen Beſtimmung, 
duß die privatrechtlichen Theilungsbeſchränkungen unberührt bleiben. 

Es dürfte wohl keinem Zweifel unterliegen,, daß die Theilungs⸗ 
beſchränkung, von welcher die Verordnung vom 27. December 1856 
handelt, privatrechtlicher Natur ſei. Diefelbe iſt ja nur eine Con⸗ 
ſequenz des Grundſatzes, daß ein Miteigentfum an einer ein Gauzes 
bildenden Sache nur nach ideellen Antheilen möglich iſt und daß ein 
phyſiſcher Beſtandtheil einer und derſelben Sache nicht den Gegen⸗ 
fand eines einem Dritten zuftehenden Eigenthumes bilden könne. 


Dieſer Grundſatz liegt in der Ausſchließlichkeit des Eigenthums⸗ 
rechles, er entſpricht der Begriffsbeſtimmung des Miteigenthums und 
bildet die Grundlage fir alle Beſtimmungen über Pertinentten, über 
Zuwachs, über die Wirkungen einer Specification, ſowie über die 
Auflöfung einer Gemeinſchaft an einer untheilbaren Sache. 

Die Hnustheilungsnerbote, welche für Salzburg, Hallein, Oeden⸗ 
burg und Böhmen erlaſſen wurden, find demnach keineswegs als 
neue exceptionelle Beſchränkungen des Eigenthumsrechtes aufzufaſſen. 
Das Verbot gebietet nur einer durch Verletzung des eben eribähnten 
Grundsatzes entſtandenen Rechtsverwirrung und der damit verbundenen 
Verwirrung in den Grundbüͤchern Einhalt. Neu find in den betreffen⸗ 
den Verordnungen nur die für die Herbeiführung eines geordneten 
Rechtszuſtandes gegebenen Uebergangsbeſtimmungen. 

Dem Abſatze 5 der Verordnung vom 27. December 1856“) 
kann daher gewiß nicht der Sinn belgelegt werden, daß dle an fich 
unzuläſſige Vertheilung des Eigenthumsrechtes nach den einzelnen mas 
teriellen Beſtandtheilen eines Hauſes in Auſehung der Hauſer, welche 
zu einem bäuerlichen Grundbeſitze gehören, als etwas Zulaäſſiges aner- 
kannt werden ſollte. 

Die Fragen, über welche die Parteien ſtreiten, beſtehen im vor⸗ 
liegenden Falle dariu, ob das in Frage ſtehende Gebäude als eine 
oder zwei ſelbſtändige Sachen im furiltifhen Sinne des Workes 
angeſehen werden könne, und ob dieſes Gebäude, falls es eine Ein⸗ 
heit bildet, ohne Rechtsverletzung in zwei ſelbſtändige Hauſer verwan⸗ 
delt werden könne. 

Die Entſcheidung dieſer Fragen dürſte, da man gegenwärtig von 
der Anwendung der Grundthellungsverbote abzuſehen hat, den Wir⸗ 
kungskreis der Verwaltungsbehörden nur in ſoferne berühren, als es 
ſich um die Handhabung von baupolizeilichen Vorſchriften oder von 
anderen polizeilichen Anordnungen handelt.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern gab laut Exlaffes vom 
18. Juli 1870, 3. 10137, dem Rekurfe keine Folge, weil gegen die 
in Frage ſtehende Haustheilung vom politiſchen Standpunkte 
aus kein Auſtand obwalte. E. 
W 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Gompereng der politifchen Behörden in Angelegenheit der Ueber⸗ 
wachung des Zuſtandes der öffentlichen Straßen. 


Johann P. überreichte inn Jahre 1869 bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft G. ein Geſuch beziehungsweife Anzeige, worſu er um die ans 
geblich höchſt dringende Herſtellung der in ſehr gefährlichem Zuſtaude 
ſich befindlichen Müllerbrücke in O. bat. 

Der Bezlrlshauptmann beauftragte feinen Bezirkscommiſſär die 
Müllerbrücke (welche urſprünglich vom Salinenärar erbaut und erhalten 
worden war, deren Erhaltung aber ſeit dem Jahre 1859 der Gemeinde 
E. zur Laſt fiel,) gelegentlich einer audern Commiffionsreife mit Bei⸗ 
ziehung des Gemeindevorſtehers zu beſichtigen. 

Der Bezirkscommiſſar couſtatirte, daß dieſe Brücke zum Verkehre 
mit Wägen nicht unumgänglich nothwendig fei, außer bei Feuersbrünſten, 
weil ohnehin noch eine Brücke die Verbindung mit O. bewerkſtellige; 
daß, wenn aber auch der Bauzuſtand der Müllerbrücke bezüglich des 
Wagenverkehres ſich uicht als befriedigend herausgeſtellt, doch durch 
eine Unterſtützung von unten dieſelbe für längere Zeit noch von Fuß⸗ 
gehern anſtaudslos beuützt werden könne. 

Auf Grund des bezüglichen Commiſſionsprotokolles erließ nun der 
Bezirkshauptmaun au die Gemeinde E. gemäß J. 22 des ob. ⸗öſterr. 
Straßengeſetzes vom 3. Juni 1864 die Aufforderung, die bei Feuers⸗ 
gefahr zur Zubringung der Löſchmittel nothweudige Müllerbrücke binnen 
ſechs Wochen in Stand zu fetzen, wozu die Mittel vom Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſe iu 8 ele nehmen ſeien, und die Anzeige zu erſtatten, falls 
der letztere dieſe tel verweigern ſollte. 

Darüber beſchloß der Gemeindeausſchuß von E., daß die Müller⸗ 
brücke, nachdem fie für die Bevölkerung wohl wünſchenswerth, jedoch 
nicht unbedingt nothwendig ſei, auch fortan nur als Gehbrücke zu gel⸗ 
teu habe, als welche ſie gegenwärtig vollkommen ſicher ſei. 

Der Bezirkshauptmann überzeugte ſich hierauf perſönlich von dem 
Zuftaude der Brücke, fand fie zwar ſchadhaft, aber wirklich ſelbſt zur 


) Diefe Verordnung hat ſich auf Gebäude, welche deim Zerſtuckungs⸗ 
verbote des bäuerlichen Grundbefitzes unterliegen, nicht zu erſtrecken. 
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Herbeiſchaffung der Feuerlöſchmittel nicht unbedingt nöthig, und beſtaud 
daher nicht mehr auf deren Herſtellung, fondern gab dem Anzeiger P. 
über ſein Andringen einen ſchriftlichen Beſcheid, worin er ihm den 
Stand der Sache und die Gründe, warum die Herſtellung der Brücke 
von der Gemeinde als nicht unumgänglich nöthig bezeichnet wurde, er⸗ 
öffnete. 

In dieſem ganzen Vorgange erblickte jedach der ober-öftere. Landes⸗ 
ausſchuß einen Uebergriff des Bezirkshauptmaunes, gegen welchen er 
auch bei der Statthalterei Beſchwerde führte. Nach feiner Anſicht hätte 
der Bezirkshauptmann die einen Gegenſtand des ſelbſtſtäudigen Wir 
kungskreifes betreffende Anzeige des Johaun P. dem Landesgusſchuſſe 
abtreten, nicht aber Erhebungen einleiten und eine meritoriſche Ente 
ſcheidung füllen ſollen, wodurch er den Anordnungen des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vorgegriffen habe. 

Die Statthalterei erledigte die Beſchwerde des Laudesausſchuſſes 
dadurch, daß ſie dem Bezirkshauptmann bemerkte: 

„Daß die Erhebung über den Zuſtand der Brücke und über den 
Verkehrsumfang genauer und eindringlicher hätte erfolgen ſollen, da, 
wenn dieß geſchehen wäre, man gleich zu demſelben Refultate gelangt! 
wäre, welches zuletzt in dem Exlaffe an Johann P. zum Ausdrucke 
kam, und ſomit eine Ingerenz von feiner Seite ganz unterblieben wäre.“ 

Mit diefer Erledigung der Sache war der Landesausſchuß jedoch 
nicht zufrieden geſtellt; er brachte vielmehr die Beſchwerde an das Mi⸗ 
nifterium des Innern ein, worin er bat, daß der Statthalterei die ent⸗ 
ſprechende Weiſung ertheilt werde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Jul] J. J. 3. 7931 
entſchieden: „Die von dem Bezirkshauptmann geübte Ingerenz, ſoweit 
fie ſich auf die Unterſuchung des Zuſtandes dieſer Brücke und auf die 
Erlaſſung des Auftrages an den Gemeindevorſteher von E. erſtreckt 
hat, jei in dem klaren Wortlaute des 8. 22 des damals beflandenen 
Straßengeſetzes vom 3. Juni 1864, V.⸗G.⸗Bl. Nr. 9 *) und nach dem 
Juhalte des Commlfſionsprotokolles begründet. Was jenen Theil der 
Beſchwerde betreffe, welcher gegen die von dem Bezirkshauptmanne 
au den Geſuchſteller und Anzeiger Johann P. ergangene Verſtändigung 
gerichtet iſt, fo involvire dieſe Verſtändigung nach ihrem Wortlaute 
feinexlei merſtoriſche Entſcheldung, ſondern lediglich eine Bekanntgebung 
des Standes der Angelegenheit an die Partei über deren Eingabe zum 
Zwecke der Darlegung, daß für die politiſchen Behörden zum ferneren 
Einſchreiten ein Anlaß nicht mehr vorhanden ſei, worin ein Eingriff 
15 den Wirkungskreis des Laudesgusſchuſſes nicht erblickt un 
dune.“ * 


Die Unterlaffung der Giulndung eines Ausſchilumtigliedes zur Sitzung 
des Gemeinde-Ausſchuſſes hat au und für ſich nicht die Ungiltigleit der 
Sitzung zur Folge. (Zu 8. 42 der bühm, Gemeindeordnung.) 


Der Beſitzer des Gutes L. Anton V. ſſt in der Gemeinde 
B. virilſtimmberechtigt, und hat den Anton G. daſelbſt als feinen 
Bevollmächtigten aufgeſtellt. Die Gemeinde B. hat im Jahre 1869 
einen Gemeindeweg beſchottern laſſen. Der Gutsbeftger V. ließ ſofort 
durch feinen Gärtner den Schotter vom Gemeiudewege beſeitigen (am 
4. September 1869). Dieß veranlaßte den Gemeindevorſteher noch 
auf denfelben Tag Nachmittags den Gemeinde⸗Ausſchuß einzuberufen. 
Bei dieſer Gemeinde⸗Alksſchußſitzung am 4. September 1869 wurde 
beſchloſſen, gegen den Gutsbeſitzer V. eine Befitzſtörungsklage einzu⸗ 
bringen. Auf Grund des Gemeindebeſchluſſes wurde gegen den Guts⸗ 
beſitzer V. die Beſitzſtörungsklage (am 1. October 1869) eingebracht, 
welche den Erfolg hatte, daß vom Bezirksgerichte W. erkannt wurde, 
der Gutsbeſitzer V. habe ſich jeder weiteren Beſitzſtörung zu enthalten, 
und den früheren Stand wieder herzustellen. Der Bevollmächtigte 
des V. Anton G. verlangte nun bei der Bezirkshauptmannſchaft mit 
Eingabe vom 6. October 1869 die Annullirung des in der Gemeinde⸗ 
Ausſchußſitzung vom 4. September 1869 geſaßten Beſchluſſes wegen 
Einbringung der Beſitzſtörungsklage gegen V. aus dem Grunde, weil 
er als Bevollmächtigter des Virilſtimmberechtigten nicht zu dieſer 


Stitzung eingeladen worden fei, ſomit der 8. 42 Gemeindeorduung 


verletzt wurde. 
Die Bezirkshauptmannſchaft D. entſchied unter Berufung auf die 


) Sowohl dieſe Beſtimmung als auch §. 19 des neuen Straßengeſetzes 
vom 11. December 1869 ordnen ausdrücklich an, daß die politiſchen Behörden 
berechligl und verpflichtet find, darauf zu dringen, daß bie öffentlichen Straßen 
in geſehlich vorgeſchriebenen Zuſtande erhalten werden, und daß ihnen in Fällen 
vorgefundener Gebrechen obliege, die erforderliche Abhilfe von den hiezu zunächſt 
verpflichteten Orgauen in Anspruch zu nehmen. 
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88. 42 und 102 der Gemeindeordnung, die Ausſchußſitzung am 4. Sep⸗ 
tember ſei ungeſetzlich geweſen, und die dabei gefaßten Beſchlüſſe ſeien 
nngiltig, weil der Gemeindevorſteher der Behauptung des G., der 
Virilſtinunberechtigte beziehungsweiſe deſſen Bevollmächtigter ſei zur 
Sitzung nicht einberufen worden, keinen glaubwürdigen Beweis ent⸗ 
gegenftellen konne und daher von der Bezirkshanptmannſchaft ange⸗ 
noinmen werde, die Einberufung des Ausſchuſſes zur Sitzung am 
4. September 1869 habe nicht nach Maßgabe des §. 42 Gemeiunde⸗ 
ordnung ſtattgefunden. Gegen dieſe Eutftheidung recurrirte der Ger 
meludevorſtand in B., indem er geltend machte: Daß im §. 42 Ge⸗ 
meindeordnung, nur ſolche Ausſchußverſammlungen als ungeſetzlich 
bezeichnet ſiud, welche vom Gemeindevorſteher nicht einberufen wurden; 
daß er dem Gemeindediener beauftragt habe, „alle“ Ausſchußglieder 
zur Sitzung einzuladen. Sei G. ungeachtet deſſen doch nicht eingeladen 
worden, fo dürſte dief hier um fo weniger eutſcheidend fein, als er 
nach $. 45 Gemeindeordnung zur Abſtilnmung wegen Befangenheit 
gar nicht berechtiget geweſen fei. 

Die Statthalterei hat erklärt, es könne bezuglich des Gemeinde⸗ 
beſchluſſes vom 4. September wegen Einbringung der Beſitzſtörungs⸗ 
klage gegen V. die unterlaſſene Einladung des Virilſtimmberechtigken 
zur Sitzung bei Beſtand des §. 46 Gemeindeordnung nicht beanftäne 
det werden, und die formelle Giltigleit desſelben nicht beeinträchtigen. 
Die Statthalterei hat daher die angefochtene Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft aufgehoben, well dieſelbe, iufoferne fie den Vollzug 
des Gemeindebeſchluſſes vom 4. September 1869 unterſagte, nicht im 
Geſetze begründet war, 

Gegen die Statlhalterei⸗Entſcheldung reeurrirte der Bevollmächtigte 
G., welcher ſich auf §. 42 Gemeindeordnung berief und geltend machle, 
daß der Verhandlungsgegenſtand am 4. September kein dringender 
geweſen ſei, daher die Einladung 3 Tage vor der Abhaltung der 
Sitzung zu erfolgen hatte; daß die Einladung auch an den Viril⸗ 
ſtimmberechtigten hätte geſchehen ſollen, die Sache des Letzteren ſel 
es daun geweſen, bei der Berathung nach $. 46 Gemeindeordnung 
abzutreten; es dürfe nicht allein die abweſende Stimme in Betracht 
gezogen werden, vielmehr müffe erwogen werden, daß der Abweſende 
nicht nur zur Abſtimmung, ſondern auch zur Berathung berechtigt 
war, und durch feine Meinungsäußerung eventuell dem Beſchluß elle 
ganz andere Richtung hätte geben Können, daß es endlich bei einer 
andern Auslegung ganz im Belieben des Gemeindevorſtehers ftehen 
wurde, nur jene Ausſchußmitglieder, die er haben will, zur Sitzung 
einzuberufen. 

Das Minſſterium des Innern wies unterm 12. gulf 1870, 
3. 8016, den Rekurs des Bevollmächtigten G. zurück, „weil die Ver⸗ 
ſammlung des Gemeinde-Ausſchuſſes von B. am 4. September 1869 
über Berufung des Gemeindeporſtehers ſtattfand, au derſelben auch 
eine beſchlußfähige Anzahl von Ausſchußmitgliedern ſich betheiliget hat, 
und ſomit jene Bedingungen zukreffen, welche nach den ausdrücklichen 
Beſtimmungen der Gemeindeordnung im 8. 42 zur formellen Giltig⸗ 
keit einer Ausſchußſtzung jedenfalls und unerläßlich erfüllt ſein müſſen, 
weil ferner eine poſttive geſetzliche Beſtimmung, wornach jede Gemein 
Ausſchußſigung, zu der ein oder das andere Mitglied des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes nicht eingeladen worden iſt, au und für ſich als nichtig, 
und die in einer ſolchen Sitzung gefaßten Beſchlüſſe als formell un 
gittig zu behandeln wären, nicht beſteht, daher dermal ein im $, 102 
der Gemeindeordnung vorhergeſehener Fall des Einſchreiteus der poll 
üſſchen Behörde gegen Gemeindebeſchlüſſe nicht vorliegt.“ Km, 


Drahuug mit Pfändungsvoruuthne als Act eigenmüchtiger Selbſthilfe 
uach §. 19 g. b. G.⸗B. beſtraft. 


Der Grundbeſitzer J. Z. mit feinem Geſuche um executive 
Pfäudung der Fahrniſſe der M. Sch. zur Hereinbringung einer For⸗ 
derung per 3 fl. ö. W. nebſt Klagekoſten per 1 fl. 94 kr. 6. W., 
alſo zufammen eines Betrages von 4 ft. 94 kr. b. W. vom k. k. 
Bezirksgerichte V. wegen eines Formfehlers abgewleſen, wendete ſich 
an den Privakſchreiber St. K. Der letztere begab ſich in Folge deſſen 
in die Wohnung der Schuldnerin, wies dort das don ihm verfaßte 
neuerliche Execlltionsgeſuch, das jedoch keinen gerichtlichen Beſcheid 
trug, vor und wollte ſelbſt ſofork die Pfändung der Fahrniffe vor⸗ 
nehmen, wenn M. Sch. nicht den ſchuldigen Betrag erlegte. 

Die Schuldnerin M. Sch. zahlte den bezifferten Betrag, 
und brachte beim k. k. Bezirksgerichte V. gegen den Prwakſchreiber 
St. K. die Anzeige wegen eigenmächtiger Pfändung und Verletzung 


des Haus rechles au. Das Bezirksgericht erkannte St. K. der Uebertretung 
des 5. 333 des Steafgeſetzes ſchuldig und verurtheilte ihn zu drei⸗ 
tägigen mit einmal Faſten verſchärften Arreſt, ſomie zur Zahlung der 
Koſten des Verfahrens und Vollzuges. Das Urlheil wird in folgender 
Weiſe begründet: „Durch die Zeugenausſagen der M. Sch. und des 
J. 8. ift nach $. 422 und 420% Straſproceßordnung erwieſen, daß 
St. K. am 21. Mai 1869 in die Wohnung der erſtgeugunten ge⸗ 
kommen iſt, und die Pfändung der Mobilien fur J Z. (dem Glaͤu⸗ 
biger der M. Sch.) vorzunehmen ſich angeſchickt, daß er ſich alſo den 
Anſcheſn eines Gerſchtsabgeordneten gegeben habe. Diefe Handlung 
bildet den Thatbeſtand des 8. 333 des Strafgeſetzez.“ „Belangend 
den Koſtenerſatz wird ſich auf 8. 341 des Strafprazeſſes und die Ver⸗ 
orduung vom 2. Juni 1859 bezogen.“ 

Ueber die von St. K. elugebrachte Berufung entſchied das k. k. 
Oberlandesgericht G. unterm 4. Auguſt 1869, Z. 9332, daß, nach⸗ 
dem weder aus der Anzeige der M. Sch. noch aus den Angaben 
des Zeugen J. B. und des Angeklagten St. K. hervorgeht, daß dieſer 
letztere ſich für einen öſſeutlichen Beamten oder Diener ausgab, viel» 
mehr aus der eigenen Angabe der Unzeigerin zu entnehmen iſt, daß 
fie in St. K. eine Gerichtsperſon nicht erkannte, weil fie ſich der 
eigenmächtigen Pfaudungsvornahme mit dem Beifügen widerſetzte, daß 
Pfändungen nur von Gerichtsperſonen vorgenommen werden dürfen, 
demnach vorliegend der Thatbeſtand der Uebertretung des 8. 333 
St. G. nicht vorhanden ſei. In Folge deſſen wurde auch das erſt⸗ 
richterliche Urtheil vollinhaltlich aufgehoben, und in Erwägung, daß 
ſich die Handlung des St. K. uach Auſicht des Oberlandesgerichtes 
allerdings als ein Akt geſetzwidriger Selbſthilfe darſtellt, welcher der 
Ahndung im politiſchen Wege unterliegt, das k. k. Bezirksgericht V. 
angewleſen, den Akt der zufländigen polltiſchen Behörde zur Amts⸗ 
handlung abzutreten. 

Die in die Verhandlung eintretende Bezirkshauptmaunſchaft V. 
hat nun unterm 15. September 1869, Z. 1202, auf Grund des 
burch übereinftinunende Zeugenausſagen und thellweiſen Geſtändniſſes 
erwſeſenen Thatbeſtandes den St. K. der Drohung mit Pfändungs⸗ 
vornahme ſchuldig erkanut und im Hinblicke auf die Verordnung der 
Miniſterſen des Intern, der Juſtiz und der oberſten Polſzeibehörde 
vom 30. September 1857, Nr. 198, und im Hiublicke auf das Ge⸗ 
ſetz vom 27. October 1862 R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88 zu einer Arreſtſtrafe 
von 24 Stunden und Tragung der Koſten dieſes Strafvollzuges 
verurtheilt. 

Der Landespräfibent von K. wies den dagegen eingebrachten 
Recurs des St. K. mit Erlaß vom 17. October 1869, Z. 4479, 
unter folgender Begründung zuruck: 

„Wenn auch eine Drohung der Pfändungsvornahme durchaus 
nicht die Kriterien einer ſtraſbaren Handlung an ſich trägt, und daher 
dem Necurrenten in dieſer Hinſicht fein Verſchulden zur Laſt fällt, 
fo muß beinfelben doch fein durch übereinſtimmende Ausſagen ziveier 
Zeugen bewieſenes und von ihm nicht widerſprochenes Auftreten, durch 
welches er die Zahlung eines Betrages von 9 fl. 78 kr. ö. W. von 
Seite der M. Sch. veranlaßte, als die vom günſtigen Erfolge beglei⸗ 
tete Selbſthilfe angerechuet und in Gemäßhett des 8. 19 des a. b. 
G. B. und der Verordnung vom 30. September 1857 Nr. 198, 
R.⸗G.⸗Bl. mit der Beſtrafung dieſer Uebertretung vorgegangen 

P. 


werden.“ b. V. 
—̃ l— 


het r. 


Die Rechtſprechung des k. k. öſterr, oberſten Gerichtshofes. Jahrbuch Fiir 
1869, herausgegeben von Dr. Julius Schümkomsky, k. k. Notar. 
Wien 1870. Manz'ſche Buchhandlung. 


Das Jahrbuch ſoll eine Rehe von Enlſcheidungen des oberſten Gerichts⸗ 
hofes in der Weiſe bringen, daß an eine höchſt kurze Darſtellung des Falls ber 
leitende Rechtsgrundſatz des Erkennkniſſes nereift wird. Zugleich wird mit ber 
ſonderem Flelße eine Sammlung ſich widerſprechender Entſcheldungen der obere 
ſten Eurie damit verbunden. Wir haben alſo ein Werk vor uns, von den an 
sagen kann, daß es in leidlicher Syftentatif mit den Grundſatzen bekannt mache, 
welche den oberſten Gerichtshof beſtinnnt haben in einzelnen Fallen fo und 
nicht anders zu entſcheiden, während uns die genauere Gefchichte des Falles, 
der die Eutſcheivung hervorgerufen hat, vorentfalien bleibt. Gewiß hal biefe 
Methode Etwas für ſich, denn fie erſpart die Durchleſung und das Stubium der 
Strertſache, die Vergleichung zwiſchen den iuſtanzennräſſigen Beurtheilungen 
berfelben und das Erwägen der Beweggründe des letzten Fornms. Alſein ebenſo 


ruft fie ein gewaltiges Bedenken infoferne gegen ſich hervor, als fie den Zweifel 
erregt, ob die ſiebartige Perarbeitung des Stoffes in letzter Linie auch den 
echten Kernpunkt des Falles bringe. Man müßte vor Allem auf gut Glück die 
Garantie hinnehmen, daß dem erſten Beröfientficher ein ordentlicher Actenaus⸗ 
zug zu Gebote geſtanden, oder daß das Reſume aus den Entſcheidungsgründen, 
wie dieſes oder jenes Platt ſie bringt, richlig geweſen ſei, dann daß aus den 
Beweggründen überhaupt ein Rechtsgrundfatz präciſirbar iſt, und daß 
ihn der Verfaſſer daraus auch wirklich richtig abgeleitet habe. 

Doß man aber bel einer Arbeit, deren Spitze gegen die juriſtiſche Repu⸗ 
talion einer fo hochgehaltenen Körperſchaft gerichtet iſt, nach einer mehreren 
Garantie, als fie ſelbſt der rechtsgewandte Herr Verfaſſer zu bieten vermag, 
fragen muß, wird Jedermann erklärlich funden. Sie vermiſſen wir gerade bei 
dieſer Arbeit um fo fühlbarer, weil die Zuſammenſtellung von contradictoriſchen 
Erkenntniſſen einer Curie ein ganz geeignetes Mittel iſt, das Vertrauen auf 
die Rechtſprechung derſelben zu erſchüttern und dadurch die Juriſtenwelt, welche 
bisher gewohnt war in den Sprüchen des oberſten Gerjchtshofes einen 
reichhaltigen Leruſſoff zu finden, verleitet werden könnte, dieſe als unbebeus 
tend und bedeuſungslos von ihrem Studium auszuschließen. Wenn man, 
nicht etwa nach einem viel tiefer liegenden Intereſſe, als wor 
nach der Berfaffer forſcht, die Zuſammenſtellung zweier wider⸗ 
ſprechender Entſcheidungen beurtheilt, welchen Werth hat fie 
bann überhaupt? Viel wichtiger wäre eine Eritifche Behandlung jener Er⸗ 
kenntniſſe, welche über zweiſelhafte und verſchleden beurtheilte Rechtsſälle eine 
gründliche wiſſenſchaſtliche Löſung bringen würde. Fehlerhafte Anſchaungen ober 
ſich gegenſeilig abſchwächende Sprüche eines Gerichtshofes können auf die Dauer 
bas Inlereſſe des Leſers nicht feſſeln. Ihre Veröffentlichung mag wohl wirkſam 
fein in der Richtung, daß am Gerichtshof ſelbſt das Beſtreben erhöht wird, 
derogalive Entſcheidungen zu vermeiden, allein ganz werden diefe nie zu beſei⸗ 
tigen fein. Die Forderung, welche der Verfaſſer an einen Gerichtshof ſtellt, dit 
bei der Sabilität bes menschlichen Geiſtes platterdings unerfüllbar; weder eine 
gewiſſe Centraliſatian der Senate des oberſten Gerichtshofes, noch ein Ueber⸗ 
wachungsſenat werden widerſprechende Enkſcheidungen zu hindern vermögen. 

Wären wir fo bereſtwilligſt auf die Abſichten des Verfaſſers bei Heraus⸗ 
gabe ſeines Jahrbuches eingegangen und hatlen nun angedeutet, wie ungenügend 
bas Maleriale bearbeitet, und wie werthlos es iſt, ja geradezu wle deſtruetiv es 
wirken muß, Erkenntniſſe des oberſten Gerichtshofes zu veröffentlichen, welche 
ſich gegenſeſtig enikräſten, wenn dieſe Veröffentlichung erwa nur aus der Ab⸗ 
ficht entſpringt, wie fie der Herr Verfaſſer in der Vorrede ſeines Werkes klat 
zum Ausdrucke bringt; fo haben wir hiemit auch die Pflicht übernommen, das 
rein Objective ſolcher Peröffentlichungen zu prüfen und zu unterſuchen, ob nicht 
etwa weit über dem Geſichtskreis des Herrn Dr. Schimkowsky hinaus ſich ein 
Standpunkt wird finden laſſen, don dem aus wir es als exwünſcht und nützlich 
bezeichnen könnten, wenn irgend ein ſehr gewiſſenhafter, verläßlicher und aner⸗ 
kannt tüchtiger Jurlft verlei wiberſprechende Eutfcheſdungen zum Gegenſtande 
einer Sammlung machen würde. 
ier leitet uns die folgende Betrachtung. — Die Rechtsbegriffe find nicht 
ſtalſonär, Mit ihnen ſteht die Culturentwicklung, die Verkehrsthäligkeit und die 
Verſchiedengrligkeit der ſockalen Erſcheinungen in einer lebhaſten Wechſelbeziehung. 
Unter dem gewaltigen Drucke eier veränderten geſellſchaftlichen Ordnung voll⸗ 
zieht ſich in aller Stille, aber Schritt für Schritt ihren Bewegungen folgend, 
bie Wandlung der Rechtsbegriffe, der Umſchlag der Rechtsanſchauung und die 
Erſezung hinfällig gewordener Geſehe. So unauffällig iſt dieſer Verlauf, daß 
wir uns ſelbſt oft plötzlich mit Geſetzen überraſchen, die grundverſchieden von 
deu bisherigen Auffaſſungen, unverkenubar das Gepräge der herrſchenden Rechts⸗ 
anſchguung an ſich tragen, und den ſeither anders gewordenen Bedürf⸗ 
niſſen entſprechen. Unauſfähig iſt er in der That; denn den einzigen Grad⸗ 
meſſer dieſes Verlaufes haben wu in der Interpretation ber eben gel: 
tenden Geſetze. Inſoferne alfo eine Curie aus den erfahrenſten und bewähr⸗ 
teften Richtern, wie es der oberſte Gerichtshof ift, bezwungen von einer ver⸗ 
ünderten allgemeinen Rechtsanſchauung, jezt eine Auffaſſung des Geſetzes her 
kundet, welche ſeiner früheren ganz enkgegengeſetzt ift, haben ihre widerſprechenden 
Entſcheidungen ein tiefes Intereſſe. Sie find die Juearnation des Rechtsfort⸗ 
ſchrilles, in ihnen firiet ſich die Metamorphoſe der Begriſſe zu einem pofitioen 
Bilde, deſſen Spiegel ein neues Gejeh wird. 

Wenn alſo das vorliegende Jahrbuch von diesem Geſichtspunkte aus re⸗ 
digirt würde, wenn die ſich abſchwächenden Enkſcheidungen nicht in planloſer 
Aneinanderreihung und nicht aus der in der Vorrede des Herrn Verfaſſers ge⸗ 
äußerten Intention veröffentlicht, ſondern vor Allem jene Titel des poſitiven 
Rechtes in Belracht genommen würden, bel welchen iu Folge der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung ein Umſchwung der Meinungen zu gewärtigen iſt, dann hätte 
ein ſolches Werk einen großen, ſeht noch gar nicht überſehbaren Nutzen geftiftet. 
So bei ben üußerſt fühlbaren Härten des Privalrechtes in Anſehung des Ber 
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weises der unehelichen Vaterſchaft, jo Angeſichts der offenbaren Schädlichkeit 
von Sicherstellungen bedingter Pfandrechte für den Realcredit, dann bezüglich 
des Eigenthumsrechtes, deſſen Begriſſ durch die Beſtimmungen der ſideicom⸗ 
miſſariſchen Subſlitulion, als eines weit über das Menſchenleben hinaus an 
ber Sache haftenden Willens, eine mit Recht angefochtene Erweiterung erhielt, 
fo im ber Schwäche der Gefebgebung in Bezug auf den Werſicherungsverlrag, 
in den nicht mehr zeitgemäßen Befriſtungen der Verjährung, oder gegenüber 
der rechtsvernichtenden Kraft formeller Mängel im Civilproceße, in der Auf⸗ 
faſſung des Strafgrundes, in den ſchwierſgen Fragen der Anwendung der 
Strafe bei dem Zuſammentreſfen von Delicten u. ſ. w. 

Wollte der Herr Verfaſſer in dieſer Richtung wirken, und in feinen Buche 
die Fortentwicklung des Rechts und die natürliche Vorbereitung künftiger Geſetze 
wie fie ſich in den Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes abſpiegelt, verfolgen, 
dann wird er die Zuſtünmung aller Jener gewinnen, die heute mit Recht feine 
Arbeit übel beurtheilen, gegenüber deut leichtwiegenden Verluſt des Lobes aller 
literariſchen Applaudeure und beſchränkten Gerichtsjuriſten, denen es joeos vor⸗ 
käme, oder als gute Enſſchuldigung für ihre Bornirtheſt gälte, wenn fie auf 
Fehler ves oberſten Gerichtshofes hinweſſen könnten. J. v. 8. 


——— 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miuiſterlums des Innern vonn 9 Anguſt 1870, 3.9851, 
betreffend die Vornahme der ſaultähtspolſzeilſchen chemiſchen Unterſuchungen, 


Eine ſanilätspolizeiliche chemiſche Unterſuchung ſoll bei einer Amtshandlung 
nur dann vorgenommen werden, wenn neben den gepflagenen Erhebungen ober 
ſonſt befannt gewordenen Uniſtänden auch noch die Aufklärung, welche aus 
der chenuſchen Unterſuchung erwartet werden kann, ſür die politiſche Entſcheldung 
unerläßlich oder doch von weſenllichem Belange ift, ſo wie, daß die als nolh⸗ 
wendig erkannte chemiſche Unterſuchung nur in jener Ausdehnung vorgenommen 
werde, welche zur Conſtatirung des Falles genügt. 

Zu dſeſem Behufe iſt der Auftrag zur Vornahme einer ſolchen chemm⸗ 
ſchen Unterſuchung im lewefligen Einvernehmen mit dem Amtsarzte zu ers 
theilen, und hat der Auftrag auch den Umfang der. chemiſchen Unterſuchung 
nach Thunlichkeit zu präcifiten, 


Perſonglien 
nach ben amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtät Haben den geheimen Rath und Feldmarſchalllieulenant 
Gabriel Freiheren von Rodich zum Statſhalter im Königreiche Dalmatien 


erna unl. 

Se. Majeſtät haben den geheimen Nat und Seclionschef extra statum 
des Minifteriuns des Innern Lofer Bund Freiherrn Fluck v. Leidenkron 
der Lellung der dalmatiniſchen Statſhal terei enthoben, 

Se. Mafeftät haben die Enthebung des Statthalterelrathes erſter Claſſe 
ber balmatiniſchen Statihalterei Franz Freiherrn v. Rechbach non seinem 
ſegenwärligen, Dienftpoften unter dem Vorbehalte feiner anderweitigen ent: 
endenden Dienftesberwendung genehimiget, und an deſſen Stelle den Gtatt: 
jaltereivath erſter Claſſe Hieronymus Akefani zu der dalmatiniſchen Statk⸗ 
zalterei zurückverſetzt, 

Se. Majeſtäl haben den geheimen Rath Grafen Albert Naſtig⸗Mienek 
zum Oberſtlandmarſchall des Königreiches Böhmen und den Dr. Wenzel Rilter 
v. 8813 155 deſſen Stellvertreter ernannt. 

Se. Mejeftät haben dem Conſul und Director ber Kommerzialtanlei der 
Wotſchaft in Conſtantinopel Joſef Schwegel als Ritter des Ordens der eifernen 
Krone dritter Elasſe den Rilterſtand verliehen. 

Se. Majeftät haben die Wahl des Advocaten Dr, Marimilian d' Angelt 
zum Podeſta der Stadt Trieſt beftätiget. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirksarzt Dr. Arnold Freiherrn von 
Aich lburg, den Primarwundarzt und Stabtphyjitus Dr. Alois Hulfa und 
den Primarakzt Dr. Carl Birnbacher zu ordenllichen Mitgliedern des Lan⸗ 
desſauſtätsrathes für Kärnten ernannt. 

Se. Maſeſtat haben dem WBaurathe Carl Schaumburg larſrei den 
Tilel eines Oberbauralhes verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatle der „Wiener Beilung‘. 


Beſetzung der ausübenden Orgaue auf den Gütern des gr. or. Neligions⸗ 
fondes in der Bukowina, Verwalters⸗, Kontrolors⸗, Wirthſchaftsadiunckene, 
Baunteijterd:, Oberförſters⸗, Förſters⸗, Unterförſterse, Forſtpractikanten⸗ und 
Forſtwarte⸗Stellen mit Gehalten von 1200 bis 300 fl. Berunter, Naturalquar⸗ 
tieren, Holzdenutaten u. |. w. bis 15. September 1. J, (Amtsblatt Nr. 199.) 

Officialsſtelle bei der Landeshaupleaſſe in Linz mit 900 fl. Gehalt jähr⸗ 
lich, eventuell mit 800 fl. und Cautonspflicht, dann eventuell eine Aſſiſtenken⸗ 
ſtelle mit 600 fl. Gehalt zährlich bis 20. September l. J (Amtebl. Nr. 200.) 

Proniſ. Conceptsabjunctenſtelle bei den politiſchen Behörden in Salzburg 
mit 400 fl. Jahresgehalt bis 30. Septeniber I. J. (Amtsblatt Nr. 205.) 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Mori Perleß in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


